
tion bedürfen. Der Absatz der Produktion nach Menge 
und Wert ist gesichert, weil die im Produktionsplan 
vorgesehene Produktion dem Warenumsatzplan ent­
spricht, ebenso wie die Materialversorgung der Be­
triebe durch den Verteilungsplan sichergestellt ist. 
Aber die Sicherstellung von Materialversorgung und 
Absatz bedeutet nicht, daß sich diese im Selbstlauf 
und ohne Bemühungen der. Wirtschaftsleiter verwirk­
lichen. Die falschen Auffassungen vom Selbstlauf des 
Planes, die auf mangelnder Kenntnis der in unserer 
Ordnung wirksamen ökonomischen Gesetzmäßigkeiten 
und auf mangelndem Verantwortungsbewußtsein der 
Wirtschaftsleiter für die Erfüllung der Pläne in allen 
ihren Teilen beruhen, werden verschwinden, wenn 
die Betriebsleiter verpflichtet werden, die Material­
versorgung ihres Betriebes und den Absatz seiner'Pro­
duktion durch Verträge sicherzustellen, für deren Ab- 
Schluß und deren ordnungsmäßige Abwicklung sie 
durch die Vertragsstrafen sowie persönlich vermögens­
rechtlich und strafrechtlich verantwortlich gemacht 
werden können (vgl. § 1 Abs. 4, § 3 und § 5 VO). 
Damit wirkt das Vertragssystem verbessernd auf die 
Zügigkeit der Produktion, auf die Qualität und das 
Sortiment, reizt entscheidend zur Minderung der 
Selbstkosten, wirkt sich in einer Verbesserung und 
Beschleunigung des Warenumlaufs aus und beseitigt 
die Ursachen von Warenisteuungen. Es deckt zugleich 
Fehler und Mängel in der Arbeit unserer Planungs­
organe und Verwaltungen unnachsichtig auf und wird 
dadurch zium organisierenden Element in der gesamten 
planenden und wirtschaftsleitenden Tätigkeit unserer 
Verwaltungen. Das Vertragssystem bildet, wie es in 
der Präambel der Verordnung heißt, „die beste Ver­
bindung zwischen den Planaufgaben und dem Prinzip 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung“.

Bei der Einführung des allgemeinen Vertrags­
systems konnte sich unsere Regierung auf die Erfah­
rungen der Sowjetunion und der Länder der Volks­
demokratie stützen, die das allgemeine Vertrags­
system längst eingeführt haben (vgl. z. B. Verordnung 
des Rats der Volkskommissare der UdSSR vom 3, Ja­
nuar 1933 über den Abschluß der Wirtschaftsverträge 
für 1933, VO des Ministerrats der UdSSR vom 21. April 
1949 über den Abschluß von Wirtschaftsverträgen).

II
Die Einführung des allgemeinen Vertragssystems 

zeigt In prägnanter Weise, wie unser demokratischer 
Staat sich der Hebel des Rechts bedient, um bewußt 
die gesellschaftlichen und ökonomischen Verhältnisse 
zu festigen, die sich bei uns entwickelt haben. "Er 
iraensr dabei auf die marxistisch-leninistische Theo­
rie, insbesondere der politischen Ökonomie, sowie auf 
die Erfahrungen der Sowjetunion.

Daß der Vertrag die juristische Form ist, welche die 
Zirkuiationssphäre des Kapitals beherrscht, haben 
M a r x  u n d  E n g e l s  verschiedentlich zum Ausdruck 
gebracht1). Mit der Entstehung der Warenwirtschaft 
wurden die juristischen Formen der Beziehungen zwi­
schen Warenbesitzern ausgearbeitet E n g e l s  nennt 
das römische Recht das „vollendete Recht der ein­
fachen Warenproduktion, d. h. also der vorkapitalisti­
schen, die aber auch die Rechtsverhältnisse der kapi­
talistischen Periode meist einschließt“. Er rühmt seine 
„unübertrefflich scharfe Ausarbeitung aller wesent­
lichen Rechtsbeziehungen einfacher Warenbesitzer“ und 
hebt hierbei insbesondere die Kategorien des Obli­
gationenrechts: Käufer und Verkäufer, Gläubiger und 
Schuldner. Vertrag. Obligation hervor1 2). Weil die Ent­
wicklung des Obligationenrechts mit der der Waren­
wirtschaft eng verbunden ist, konnten sich alle späteren 
Kodifikationen an die Grundsätze des römischen Obli­
gationenrechts halten und sie der sich mit der Ent­
stehung des Kapitalismus entfaltenden Warenwirtschaft 
anpassen. Indem aber das römische Recht und die 
bürgerlichen Gesetzgebungswerke dies taten, beschrie­
ben sie die juristische Seite der in der ökonomischen

1) vgl. z. B. Marx, „Kapital“ Bd. II, S. 122.
2) Engels, Ludwig Feuerbach und der Ausgang der klassi­

schen deutschen Philosophie. Ausgew. Werke Bd. 2, S. 369/370, 
und Brief an Kautsky vom 26. Juni 1884, Briefe an Bebel,
Liebknecht usw. Teil I S. 344.

Struktur der Gesellschaft enthaltenen spontan wirken­
den Gesetzmäßigkeiten der Ware-Geld-Beziehungen 
und erhoben die damit entstandenen Gebräuche 
und Gewohnheiten zum geschriebenen Gesetz. Darin 
zeigt sich einmal die Abhängigkeit des juristischen 
Überbaus von der ökonomischen Struktur der Gesell­
schaft, von der Basis. Zugleich aber zeigt sich darin 
auch die aktive Rolle dieser Institutionen des Überbaus, 
der zu einer gewaltigen Kraft wird und seiner Basis 
verhilft, ihre bestimmte Form an^unehmen und sich 
zu festigen3). Es bedarf keines Beweises;, welche 
große Rolle die zivilrechtlichen Kodifikationen der 
kapitalistischen Staaten für die Entwicklung und die 
Festigung kapitalistischer Verhältnisse spielten. Diese 
Bedeutung hatten sie, obwohl sie im Grunde nur die 
juristischen Ausdrucksformen der in den ökonomischen 
Beziehungen der Menschen spontan wirkenden Gesetz­
mäßigkeiten beschrieben und sanktonierten. Das all­
gemeine Vertragssystem aber wird1 durch unseren de­
mokratischen Staat eingeführt, nicht weil die Verträge 
in den ökonomischen Beziehungen unserer volkseige­
nen Wirtschaft eine Rolle spielten, die der juristischen 
Formulierung und Sanktionierung bedarf, sondern weil 
solche Verträge eben n i c h t  in dem genügenden Maße 
und mit dem entsprechenden Inhalt geschlossen wer­
den und deshalb die Rechtsimisti tu tion des Vertrages 
bisher n i c h t  die in ihm eingeschlossene, die Pro­
duktion und den Warenumlauf sichernde und aktivie­
rende Rolle spielt. Unser Staat führt die Vertrags­
pflicht ein, um mittels des Vertrages die Entfaltung 
des Prinzips der wirtschaftlichen Rechnungsführung 
entscheidend voranzutreiben, die Wirtschaftsleiter zur 
Verantwortlichkeit zu erziehen und falsche, unsere 
Entwicklung hemmende Auffassungen bei ihnen zu 
überwinden. Das bedeutet aber, daß er bewußt eine 
Rechtsinstitution zur Wirkung bringt, welche den in 
unserer Basis wirkenden Gesetzmäßigkeiten entspricht. 
Der Vertrag ist seiner Entstehung nach ein Ergebnis 
der Warenproduktion und deshalb zugleich ein juri­
stischer Ausdruck des den gesamten Prozeß der Pro­
duktion und der Zirkulation der kapitalistischen Waren­
wirtschaft beherrschenden Wertgesetzes'. Das Wert­
gesetz aber wirkt in unserer demokratischen Wirtschaft 
nicht mehr spontan. Es wird vielmehr bewußt unter 
Anpassung an unsere Ordnung in mannigfacher An­
wendungsform als ökonomischer Hebel benutzt, um die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung ent­
sprechend den Hauptzielen unserer Volkswirtschafts­
pläne vorwärts zu treiben. Es ist einleuchtend, daß 
damit auch diejenigen Rechtsinstitutionen bewußt be­
nutzt und entwickelt werden können und müssen, in 
denen eben die in unserer Wirtschaft wirksamen öko­
nomischen Gesetzmäßigkeiten ihren juristischen Aus­
druck finden. Hierzu gehört als besonders markantes 
Beispiel der Vertrag.

In bezug auf unser Recht zeigt diese bewußte An­
wendung einer Rechtsinstitution als Hebel der Ent­
wicklung, daß sich die aktive Wirkung des Rechts als 
Institution des Überbaus nicht nur quantitativ ge- ■ 
steigert hat, sondern eine neue Qualität aufweist. Es 
beschreibt, reguliert und sichert nicht Bestehendes, son­
dern wirkt als Hebel des Neuen, des allgemeinen Auf­
schwungs, als Mittel der Erziehung der Menschen. Es 
bildet eines der entscheidenden Werkzeuge unseres 
Staates bei der Ausübung seiner sich aus dem demo­
kratischen Charakter ergebenden neuen Funktion der 
wirtschaftlich-organisatorischen und kulturell-erziehe­
rischen Tätigkeit. Dieses Werkzeug ist um so wirk­
samer, als es sich eben um das Recht handelt, d. h. 
eine Institution des Überbaus, das seine Normen mit 
staatlichem Zwang durchzusetzen vermag. Unser de­
mokratischer Staat verzichtet nicht darauf, seine 
Tätigkeit als Organisator der demokratischen Wirt­
schaft und als Erzieher der Menschen zur Plandiszi­
plin auch durch Zwangsmittel zu unterstützen und zu 
sichern. Auch die Gegner unserer demokratischen Ord­
nung haben erkannt, welche bedeutsame Waffe das 
Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsführung in der 
Festigung und Entwicklung der volkseigenen Wirtschaft 
darstellt, und die Betriebe der volkseigenen Wirtschaft 
sind vor Einflüssen ihrer Argumente und ihrer Agen­
ten nicht abgeschirmt. In unseren Wirtschaftsorganen

3) s. Stalin, Der Marxismus und die Fragen der Sprach­
wissenschaft, Dietz-Verlag, S. 6.
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